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Dies sind nicht
uflichen Liebe

im Kanton. Wer im Internet unter den
einschlägigen Portalen nach Sexkon-
takten in Zug sucht, wird schnell fündig.
Dabei fällt auf, dass neben den zahl-
reichen Prostituierten aus den Nach-
barkantonen Aargau, Schwyz, Luzern
und Zürich, die auch für Zuger Kunden
arbeiten, deutlich mehr Angebote mit
«Neu in Zug» auftauchen. «Du musst
mir nur sagen, wie lange du Spass
haben möchtest», meldet sich forsch
eine junge Ungarin unter der angege-
benen Handynummer auf der entspre-
chenden Website. Eine Stunde Sex
kostet bei ihr 250
Franken – ihre Kolle-
gin in der gleichen
Wohnung ist unter
derselben Nummer
zu erreichen.

Auch Krawatten-
träger dabei

Auch Adriana pro-
fitiert bei ihren Lie-
besdiensten vom fi-
nanzstarken Zug –
wo sich immer mehr
Frauen die Freier
streitig machen. Ru-
mäninnen, Polinnen
und blonde Frauen
seien derzeit sehr ge-
fragt, so die Schwarz-
haarige. Was das Alter «ihrer» Männer
angeht, kommen Jüngere und Ältere zu
ihr. «Sie sind 20, 40 und 50 Jahre alt.
Viele tragen eine Krawatte und haben
gute Jobs», versichert sie. Manche woll-
ten schon morgens um halb acht einen
Termin bei ihr und stünden dann
pünktlich vor der Tür. Sie sieht noch
einen weiteren Grund, der gut für das
Geschäft mit der Liebe sei. «Ich bin
eine normale Frau, und viele Schweizer
haben anscheinend zu wenig Sex, wie
sie mir erzählen. Allerdings haben nicht
alle Männer den gleichen Charakter»,
umschreibt sie die Situation – wenn sie
von Freiern mal beschimpft werde und
diese sie etwa an die Brust fassten,
bevor sie dafür bezahlt haben. «Ich
lerne aber auch sehr liebe Menschen
kennen», so Adriana.

Behörden sehr zurückhaltend
Der Kanton Zug scheint sich als

Standort von Prostitution definitiv eta-
bliert zu haben. Auch wenn es, wie
gesagt, keine offiziellen Grossbordelle,
wie etwa das «Zeus» in Küssnacht oder
den «Kit Cat Club» bei der Station
Sihlbrugg ZH, gibt. Ein Grund ist, dass
keine L-Bewilligungen fürs Erotikge-
werbe erteilt werden (siehe Box). Ad-

riana versichert: «Nicht nur in der Stadt
Zug, auch in Cham und Baar ist viel
los im Sex-Business.»

Von offizieller Seite gibt man sich da
deutlich zurückhaltender. Über die
Jahre habe sich «schätzungsweise» die
Anzahl ausländischer Sexarbeiterinnen
nicht markant vergrössert, sagt Bern-
hard Neidhart, Leiter des Amts für
Wirtschaft und Arbeit. «Es gilt auch zu
berücksichtigen, dass im gleichen Zeit-
raum die Bevölkerung und die Anzahl
Arbeitsplätze im Kanton Zug gewach-
sen sind.» Im Amt für Wirtschaft und

Arbeit werden die
Meldeverfahren für
die kurzfristige Er-
werbstätigkeit von
selbstständig arbei-
tenden Personen aus
dem Ausland abge-
wickelt. Neidhart:
«Für Tätigkeiten bis
maximal 90 Tage
kann auf Basis des
Entsendegesetzes via
Meldeverfahren um
Bewilligung nachge-
fragt werden. Da es
sich um eine Selbst-
deklaration handelt,
auch was die Tätig-
keit betrifft, lässt sich
nicht abschliessend

beurteilen, wie viele Personen im Be-
reich Prostitution für maximal 90 Tage
in die Schweiz und nach Zug kommen.»

Sarka aus Ostrava
Fakt ist aber: Das Amt für Wirtschaft

und Arbeit weiss ganz genau, was so
manche «selbstständig Erwerbstätigen»
in Zug treiben – wie aus Meldebewilli-
gungen zu ersehen ist, die unserer
Zeitung vorliegen. Eine Sarka S. aus
dem tschechischen Ostrava etwa, 26
Jahre alt, war von Ende März bis Anfang
April offiziell als Masseuse in einer
Wohnung in Zug als Gewerbetreibende
gemeldet. «Ausgeübte Tätigkeit: Erotik-
gewerbe.» So steht es da schwarz auf
weiss. Gleiches gilt für die 20-jährige
Rumänin Ana Maria B. aus Constanta,
die übrigens in der gleichen Wohnung
in Zug ihre Liebesdienste angeboten
hat. Die jungen Frauen bleiben offen-
sichtlich jeweils nur einige Tage, gehen
dann wieder woandershin und kommen
später wieder – bis ihre 90-Tage-Arbeits-
bewilligung in Zug aufgebraucht ist.

«Der Zuger Polizei ist bekannt, dass
verschiedene Erotik-Etablissements be-
trieben werden», sagt Frank Kleiner,
Mediensprecher der Zuger Strafver-
folgungsbehörden. «Dies ist grundsätz-

lich nicht verboten, sofern die Gesetze
eingehalten werden. In Zusammen-
arbeit mit dem Amt für Wirtschaft und
Arbeit und dem Amt für Migration führt
die Zuger Polizei regelmässige Kont-
rollen durch.» Dabei gebe es nicht mehr
Beanstandungen wegen Fehlleistungen
als in anderen Branchen, so Kleiner.
«Die Prostitution ist diesbezüglich kein
Spitzenreiter.» Aber: Wie viele Erotik-
Etablissements gibt es denn nun in
Zug? Keine konkrete Antwort.

Polinnen in Baarer Wohngebiet
Derweil spriessen weitere Erotik-

Etablissements in Zug aus dem Boden.
Im Baarer Wohngebiet Bachweid haben
sich «hübsche polnische Girls, alle
unter 30 Jahre, mit Leidenschaft und
Spass für die Arbeit» eingemietet. 200
Franken kostet die Stunde. Sogar die
Räume mit den Betten kann man an-
schauen im Internet.

Das könnte
sich lohnen

Keep it small and simple» – also
klein und einfach soll es sein.

Dafür steht der Name «Kiss». Da-
hinter verbirgt sich ein Verein, der
die Nachbarschaftshilfe neu orga-
nisiert. Handelsware ist die Zeit.
Die Grundidee ist – wie der Ver-
einsname verspricht – simpel: Mit-
glieder bieten ihre Zeit und damit
Hilfe in alltäglichen Belangen wie
beispielsweise beim Einkaufen, Put-
zen, Kochen, Spazierengehen, Ba-
bysitten oder Vorlesen an. Die Ge-
ber erhalten für ihre Dienste Gut-
schriften auf ihrem Zeitkonto und
können – wann immer sie es brau-
chen – selbst Dienste von anderen
in Anspruch nehmen. Organisiert
ist der Verein in Genossenschaften
in kleinräumigen Strukturen. Sein
übergeordnetes Ziel: Betagte Per-
sonen sollen durch diese Hilfen so
lange wie möglich zu Hause bleiben
können, vor allem dann, wenn sie
keine intensive Pflege benötigen.

Der Verein trifft den Nerv der Zeit.
Er springt nämlich dort ein, wo
einstige Strukturen nicht mehr grei-
fen. Wer kennt heute noch seine
Nachbarn? Gut, Sie kennen sie viel-
leicht. Aber tauschen Sie sich auch
aus, und kaufen Sie manchmal für
die ältere Dame, die gegenüber
wohnt, ein, weil sie die Einkäufe
nicht mehr die Treppen hochtragen
kann? Die Frage ist nicht als Vorwurf
zu verstehen. Die Tatsache, dass das
viele nicht tun, ist ganz einfach die
logische Folge unserer gesellschaft-
lichen Entwicklung. Wir sind heute
mobil. Wir ziehen aus unserer Stadt
oder unserem Dorf weg und stehen
gleichzeitig mit denjenigen, mit
denen wir vernetzt sein wollen, in
ständigem Kontakt – egal, wie nah
oder fern von uns sie leben. Auf
unsere räumlich nächste Umgebung
müssen wir uns also nicht einlassen,
wenn wir das nicht wollen.

Durch diesen Individualismus,
der mit fortschreitendem Alter
durchaus auch in Vereinsamung
enden kann, werden die anderen
Herausforderungen, mit denen sich
unsere Gesellschaft konfrontiert
sieht, weiter akzentuiert. Da ist die
Tatsache, dass die Leute immer älter
werden. Viele sind zwar lange fit,
können aber nicht alles in ihrem
Alltag problemlos und ohne Hilfe
meistern. Da ist die finanzielle Si-
tuation der älteren Bevölkerung.
Denn viele Senioren haben ein klei-
nes Budget. Eine Haushaltshilfe oder
einen Gärtner können sich nur die
wenigsten leisten. Und aus all dem
folgen dann die steigenden Pflege-
kosten, mit denen sich die Gemein-
den konfrontiert sehen.

Genau hier springt «Kiss», dieses
«kleine und simple» System, ein und
füllt eine Lücke. Natürlich kann man
sich fragen, ob die Leute, die sonst
nicht mit ihren Nachbarn reden,
bereit sind, einer solchen Genossen-
schaft beizutreten. Einige scheinen
es zu sein, wie die ersten Erfahrun-
gen von «Kiss» zeigen. Es scheint
einfacher zu sein, sowohl Hilfe an-
zubieten wie auch Hilfe einzufor-
dern, wenn dies über eine Organi-
sation abgewickelt werden kann. Ich
für meinen Teil bin überzeugt, dass
solche Systeme an Bedeutung ge-
winnen werden. Das Mitmachen
könnte sogar zur Pflicht werden.
Man stelle sich vor, wie sich die
Gesellschaft verändern würde, wenn
jeder und jede pro Woche einen
halbtägigen Einsatz dieser Art leisten
würde. Das mag jetzt noch utopisch
erscheinen, aber es ist eine Vision,
die sich zu denken lohnt.

samantha.taylor@zugerzeitung.ch

Samantha Taylor,
stv. Chefredaktorin

ZUG UM ZUG

«Es ist uns bekannt,
dass verschiedene

Erotik-Etablissements
betrieben werden.»

FRANK KLEINER,
ZUGER POLIZEI

In Zug gibt es keine Grossbordelle. Das Sex-Business läuft dafür in privaten Wohnungen.
Symbolbild Keystone/Jeroen Jumelet

Aus Osteuropa
BEWILLIGUNGEN wh. Für Ungarin-

nen, Polinnen, Tschechinnen und
andere Bürgerinnen der EU gilt
generell die Personenfreizügigkeit.
Sie haben damit grundsätzlich
das Anrecht auf eine Aufenthalts-
bewilligung in der Schweiz. In
vielen Kantonen erhalten Sexarbei-
terinnen aus dem EU-Raum eine
L-Bewilligung. Sie dürfen sich
damit befristet, meist für weniger
als ein Jahr, in der Schweiz auf-
halten.

Ausserkantonale Bewilligung
Im Kanton Zug wurden gemäss

Sicherheitsdirektion und gemäss
Amt für Migration bis anhin noch
nie Gesuche um Erteilung von L-
Bewilligungen zur Ausübung einer
Tätigkeit im Erotikgewerbe gestellt.
Allerdings berechtigt eine in einem
anderen Kanton ausgestellte Be-
willigung – in Luzern, Aargau, Zü-
rich – ebenfalls zur Tätigkeit im
Kanton Zug. Prostituierte aus Dritt-
staaten wie Russland, Afrika oder
Asien erhalten in Zug grundsätzlich
keine Arbeitsbewilligung. Das hat
aber vor wenigen Jahren eine
«heisse Russin in Zug», wie diese
Sexarbeiterin auf sich aufmerksam
machte, nicht davon abgehalten,
in einem Baarer Hotel gute Ge-
schäfte zu machen.
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Priesterseminar steht ohne Schüler da
LUZERN Das Bistum Basel
verlagert die Ausbildung seiner
Priester nach Deutschland. In
Luzern droht damit eine über
130-jährige Tradition zu
verschwinden.

CHRISTIAN HODEL
christian.hodel@zentralschweizamsonntag.ch

Das Interesse ist schwach. Zu schwach.
Vor den Sommerferien verliess der letz-
te Priesteranwärter das Priesterseminar
St. Beat an der Adligenswilerstrasse in
Luzern. «Im Moment haben wir keinen
Seminaristen im Seminar», sagtThomas
Ruckstuhl, Regens des St. Beat. Und dies,
obwohl morgenMontag vier neue Pries-
terkandidaten zwischen 20 und 40 Jah-
ren aus dem Bistum Basel mit dem
Einführungsjahr ihr Studium beginnen –
so viele wie schon lange nicht mehr.
Insgesamt stehen 17 Priesterkandidaten
aus demBistum Basel in der Ausbildung.

«Seminargemeinschaft wird sistiert»
Seit über 130 Jahren ist das St. Beat

eine wichtige Ausbildungsstätte für an-
gehende Priester (siehe Kasten). Doch
nun bahnt sich eine einschneidende
Veränderung an. «Das Bistum empfiehlt
seinen künftigen Priestern, an anderen
Schweizer Standorten oder aber in Frei-
burg im Breisgau zu studieren», schrieb
jüngst die «NZZ am Sonntag».
Steht das Seminar also vor dem Aus?

Thomas Ruckstuhl verneint und sagt:
«Wir betreten mutig neue Wege für die
Zukunft.» Es sei ein Bedürfnis der Pries-
teranwärter, in grossen Gemeinschaften
zu studieren. Es habe sich nun so er-
geben, dass für das morgen beginnende
Studienjahr kein Seminarist in Luzern
sein werde. «Damit wird die Seminar-
gemeinschaft für ein Jahr sistiert, aber
nicht aufgehoben.» Dass die Studenten –
mit der Unterstützung des Bistums –
dem St. Beat den Rücken kehren, hat
vor allem mit der Grösse zu tun. «Die
Seminargemeinschaft im Chorherren-
haus in Luzern wurde vorerst als eine
Wohngemeinschaft von maximal vier
Studenten konzipiert», sagt Ruckstuhl.
«Nach unserer Meinung sollten aber
mindestens zwölf Kandidaten eine Se-
minargemeinschaft bilden.»

Basel macht Vertrag mit Freiburg
Ein möglicher Ausbildungsort für

Priesterkandidaten ist neu das Colle-
gium Borromaeum in Freiburg in Breis-
gau. Eine entsprechende schriftliche
Vereinbarung wurde von den verant-
wortlichen Bischöfen unterzeichnet. In
einer Broschüre des Seminars St. Beat,
die in den kommenden Tagen verteilt
wird, äussert sich Ruckstuhl eingehend
zu dieser Kooperation.

Der wesentliche Punkt der Vereinba-
rung fasst er wie folgt zusammen: «Die
Verantwortung für die Aufnahme der
Priesterkandidaten des Bistums Basel und
die Empfehlung zu denWeihen zuhanden
des Bischofs von Basel liegen beim Re-
gens des Bistums Basel.» Für die Zustän-
digkeit für alle Belange des Seminarlebens

während der Studienphase sei hingegen
der Regens des Collegium Borromaeum
in Freiburg verantwortlich.

Engere Zusammenarbeit gewünscht
Dass die Wahl auf Freiburg im Breis-

gau fiel, hat laut Ruckstuhl folgende
Gründe: «Es bringt den Vorteil, dass es

deutschsprachig ist, uns kulturell und
geografisch nahe liegt, die notwendige
Grösse und einen guten Ruf in der
Priesterausbildung und Theologie mit-
bringt.» Es sei aber nicht so, dass die
Priesterkandidaten des Bistums Basel
nun ausschliesslich in Baden-Württem-
berg ausgebildet würden. «Unsere Kan-

didaten können sich, wenn gewünscht,
auch in Fribourg, Lugano, Chur, Rom,
München und Frankfurt einschreiben
lassen.» Doch warum will das Bistum
nicht versuchen, Luzern zu stärken und
mehr Seminarplätze zu schaffen? «Ob
unser Seminar einst grösser wird, ist
eine offene Frage», sagt Ruckstuhl. Dies
sei auch vom Interesse der Studenten
abhängig. Klar sei, dass man sich in
Zukunft überlegen müsse, in der
Deutschschweiz bei der Priesteraus-
bildung enger zusammenzuarbeiten.
Wie ein solches Zusammenrücken aus-
sehen könnte und welche Rolle dabei
der Standort Luzern einnehmen könn-
te, ist im Moment ungewiss.

Zwei Drittel studieren in Luzern
So oder so: Laut Ruckstuhl bleibe die

Stadt Luzern der Hauptausbildungsort
für die angehenden kirchlichen Mit-
arbeiter des Bistums Basel. Denn neben
Priestern benötigt die katholische Kir-
che auch Religionspädagogen und wei-
tere Laien. Rund 90 Frauen und Män-
ner aus dem Bistum Basel – zu dem
unter anderem die Kantone Luzern und
Zug zählen – machen derzeit eine Aus-
bildung für den Kirchendienst. 60 davon
studieren an der Theologischen Fakul-
tät der Universität Luzern.

Vor drei Jahren kam
der grosse Umzug
GESCHICHTE red. Seit 1878 betreibt
das Bistum Basel ein Priesterseminar
in der Stadt Luzern. Benannt ist es
nach dem heiligen Beat, der vor
Jahrhunderten als Glaubensbote auf
demGebiet des Bistums gewirkt hat.
Seit Herbst 2013 ist das Seminar an
verschiedenen Standorten in Luzern
organisiert. Nötig wurde der Umzug,
weil das Seminargebäude an der
Adligenswilerstrasse 15 mit 80 Zim-
mern zu gross und der Betrieb zu
teuer wurde. Nach Sanierungsarbei-
ten mietete sich im Mai 2014 die
Caritas Schweiz in das Gebäude ein
– die Verwaltung des Priestersemi-
nars zog zuvor zwei Häuser weiter
an die Adligenswilerstrasse 13.

Ein Jahr für die Vorbereitung
Den Priesterkandidaten steht das

Chorherrenhaus als Wohn-, Gebets-
und Ausbildungsort zur Verfügung.
Dort sollen sie laut dem Bistum «an
ein Leben nach dem Evangelium»
herangeführt werden. Aktuell lassen
sich aus dem Bistum Basel 17 Män-
ner zum Priester ausbilden. Ihr Stu-
dium dauert in der Regel fünf Jahre.
Voraus geht diesem ein interdiözesa-
nes Einführungsjahr, um sich auf den
Beruf des Priesters vorzubereiten.

Junge sollenmehr Junge an die Abstimmungsurne locken
NIDWALDEN Eine Jungpartei
wirbt für altersgerechte
Abstimmungsbroschüren. Diese
haben sich in einigen Luzerner
Gemeinden schon eingebürgert.

Die Junge CVP Nidwalden will Jungen
das Wählen und Abstimmen erleichtern.
Konkret sollen künftig zusammen mit
dem Abstimmungsunterlagen die Bro-
schüren von Easyvote (siehe Kasten)
verschickt werden. Darin wird in einfa-
cher Sprache erklärt, worum es geht. «Sie
werden von Jugendlichen für Jugendliche
hergestellt, wobei das Gebot der Neut-
ralität jederzeit gewahrt bleibt», erklärt
Mario Röthlisberger, Präsident der JCVP.
Es sei im Interesse des Kantons, dass

die nationalen und kantonalen Vorlagen
von den jungen Stimmberechtigten ver-
standen würden und sich diese an den
Abstimmungen beteiligten. Die offiziel-
len Abstimmungsbroschüren seien teil-
weise sehr kompliziert geschrieben. «Wir
möchten nicht nur mehr Junge an die
Urnen bringen, sondern bei ihnen auch
vermehrt Interesse für die politischen

Vorlagen wecken», so Röthlisberger wei-
ter. «Tatsächlich wäre das Verlangen
nach einfacheren und verständlicheren
Informationen zu Abstimmungsvorlagen
und Wahlen nicht nur bei Jungen, son-
dern auch bei älteren Mitbürgern vor-
handen. Da besteht in der Schweiz noch
ein riesiges Potenzial», bestätigt auch
Flavio Bundi, Projektleiter von Easyvote.

Allenfalls folgt Vorstoss im Landrat
Die Junge CVP hat ihre Anregung im

Rahmen der Vernehmlassung zur Geset-
zesrevision über die
politischen Rechte
eingebracht. «Fürs
Erste empfinden wir
diesen Weg als gute
Lösung. Wenn die
Anregung nicht auf-
genommenwird, prü-
fen wir einen Vorstoss
im Landrat.» Dabei ist
sich der Präsident der
JCVP durchaus be-
wusst, dass der Knackpunkt die Frage
der Finanzierung sein dürfte. Er habe
den Aufwand grob abgeschätzt. Gehe
man von einem Bedarf von etwa 4000
Broschüren zu je 2 Franken im Kanton
Nidwalden aus, käme man bei vier Ab-

stimmungen pro Jahr auf rund 32 000
Franken, rechnet Röthlisberger vor. «Im
Gesamtbudget des Kantons wäre diese
Summe angesichts des Nutzens absolut
vertretbar.» Mit 4000 Exemplaren würde
Nidwalden auch die Mindestauflage er-
reichen, die es braucht, damit in der
Broschüre auch die kantonalen Vorlagen
aufgenommen werden. Laut Flavio
Bundi von Easyvote gehört in Nid- und
Obwalden bisher nur die Sportmittel-
schule Engelberg zu ihren Kunden.
Schulleiter Andreas Theler berichtet

auf Anfrage von gu-
ten Erfahrungen.
Etwa 15 Broschüren
können von den
Lehrpersonen einge-
setzt werden, zum
Beispiel bei der kauf-
männischen Grund-
bildung. «Die Vorla-
gen werden kurz,
einfach, sachlich und
neutral beschrie-

ben», so Andreas Theler. «Für junge
Leute ist das schon schmackhafter zu
lesen als das offizielle Abstimmungs-
büchlein. Für die politische Bildung sind
die Broschüren durchaus empfehlens-
wert.» Der Bund als Verfasser der eigent-

lichen Abstimmungsbroschüren unter-
stützt das Projekt Easyvote, obschon er
betont, dass jene Broschüren keinen
offiziellen Charakter haben.

Luzern subventioniert Broschüren
Der Kanton Nidwalden unterstützte

Easyvote 2015 mit einem Betrag von
1000 Franken für das Projekt «Wahlen
2015 – die Jugend wählt». Ansonsten
verweist Landschreiber Hugo Murer auf
die Bedenken des Bundesrats, wonach
die von Dritten verfassten Broschüren
eben nicht offiziell seien.
Der Kanton Luzern hingegen unter-

stützt das Projekt im Rahmen des Kin-
der- und Jugendleitbildes seit 2012, die
Gemeinden erhalten einen jährlichen
Beitrag von 1.50 Franken pro Jugend-
lichen oder Jahresabonnement. Dieser
Anreiz trug dazu bei, dass zehn Ge-
meinden pro Jahr rund 12 000 Broschü-
ren (pro Abstimmung rund 4000) an
ihre jungen Stimmbürger verschickten.
Den Kanton kostet das Engagement
jährlich etwa 7000 Franken, die aus dem
Lotteriefonds genommen werden. In
Obwalden ist momentan kein entspre-
chender Vorstoss für Easyvote hängig.

PHILIPP UNTERSCHÜTZ
philipp.unterschuetz@nidwaldnerzeitung.ch

Das erklärte Ziel
sind 40 Prozent
EASYVOTE unp. Easyvote will die

Wahl- und Stimmbeteiligung der
18- bis 25-Jährigen von heute rund
30 Prozent auf 40 Prozent erhöhen
– durch einfache und neutrale Ab-
stimmungs- und Wahlinforma-
tionen. Dafür verfassen über 90
ehrenamtliche Mitarbeiter neutrale
Broschüren zu Abstimmungsthe-
men und Wahlen oder gestalten
Videoclips. Die Informationen sind
auch im Internet abrufbar, zudem
engagiert sich Easyvote auch in
sozialen Medien wie Facebook.

Über 300 Gemeinden
Bei den eidgenössischen Wahlen

im Oktober 2015 haben über
110 000 junge Erwachsene dank
der Zusammenarbeit mit 306 Ge-
meinden und diversen Organisa-
tionen eine Easyvote-Wahlbro-
schüre erhalten. Mehr Informa-
tionen unter www.easyvote.ch.

Eine Schule ohne Schüler: «Die Seminargemeinschaft ist für ein Jahr sistiert, aber nicht aufgehoben»,
sagt Thomas Ruckstuhl, Regens des Priesterseminars St. Beat an der Adligenswilerstrasse in Luzern.

Bild Manuela Jans-Koch

«In der Schweiz
besteht noch ein

riesiges Potenzial.»
FLAVIO BUNDI VON EASYVOTE
ÜBER LEICHT VERSTÄNDLICHE
ABSTIMMUNGSBROSCHÜREN




